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(Bekanntmachungen) 

VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN HANDELSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Bekanntmachung der Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnahmen 
gegenüber den Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspanndrähte und -litzen aus nicht legiertem 

Stahl (PSC-Drähte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik China 

(2011/C 291/04) 

Der Europäischen Kommission („Kommission“) liegt ein Antrag 
auf eine teilweise Interimsüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 
der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“) vor. 

1. Überprüfungsantrag 

Der Antrag wurde von dem in Spanien ansässigen Einführer 
ECN Cable Group S.L. („Antragsteller“) eingereicht. 

Die Überprüfung beschränkt sich auf die Untersuchung der 
Warendefinition und hier auf die Frage, ob bestimmte Waren­
typen unter die Warendefinition der Antidumpingmaßnahmen 
gegenüber den Einfuhren bestimmter Vor- und Nachspann­
drähte und -litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drähte und 
-Litzen) fallen. 

2. Ware 

Die Überprüfung betrifft nicht überzogenen Draht aus nicht 
legiertem Stahl, überzogenen oder verzinkten Draht aus nicht 
legiertem Stahl sowie Litzen aus nicht legiertem Stahl (auch 
überzogen) aus höchstens 18 Einzeldrähten mit einem 
Kohlenstoffgehalt von 0,6 GHT oder mehr und einer größten 
Querschnittsabmessung von mehr als 3 mm mit Ursprung in 
der Volksrepublik China, die derzeit unter den KN-Codes 
ex 7217 10 90, ex 7217 20 90, ex 7312 10 61, ex 7312 10 65 
und ex 7312 10 69 (TARIC-Codes 7217 10 90 10, 
7217 20 90 10, 7312 10 61 11, 7312 10 61 91, 
7312 10 65 11, 7312 10 65 91, 7312 10 69 11 und 
7312 10 69 91) eingereiht werden. 

3. Geltende Maßnahmen 

Bei der derzeit geltenden Maßnahme handelt es sich um einen 
endgültigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren bestimmter Vor- 
und Nachspanndrähte und -litzen aus nicht legiertem Stahl 
(PSC-Drähte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik 
China, der mit der Verordnung (EG) Nr. 383/2009 des Rates ( 2 ) 
eingeführt wurde. 

4. Gründe für die Überprüfung 

Der Antragsteller verlangt den Ausschluss bestimmter PSC- 
Drähte und -Litzen aus der Warendefinition der geltenden An­
tidumpingmaßnahme gegenüber den Einfuhren bestimmter Vor- 
und Nachspanndrähte und -litzen aus nicht legiertem Stahl 
(PSC-Drähte und -Litzen) mit Ursprung in der Volksrepublik 
China. Bei der Ware, die dem Antragsteller zufolge ausgeschlos­
sen werden soll, handelt es sich um verzinkte Litzen aus sieben 
Einzeldrähten aus nicht legiertem Stahl mit einem Kohlenstoff­
gehalt von 0,6 GHT oder mehr und einer größten Querschnitts­
abmessung von mehr als 3 mm, die der Internationalen Norm 
IEC 60888 oder der europäischen Norm/Cenelec-Norm UNE-EN 
50189 entsprechen. 

Der Antragsteller legte Anscheinsbeweise dafür vor, dass sich die 
grundlegenden materiellen, technischen und chemischen Eigen­
schaften der auszuschließenden Ware erheblich von denen der 
Waren unterscheiden, die unter die Warendefinition fallen, für 
die die Maßnahmen gelten. 

5. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass genügend Beweise vorliegen, 
die die Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung rechtfer­
tigen; daher leitet sie hiermit eine auf die Warendefinition be­
schränkte Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grund­
verordnung ein.
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a) Fragebogen 

Die Kommission wird dem Antragsteller, den ihr bekannten 
ausführenden Herstellern in der Volksrepublik China und den 
Behörden dieses Landes, dem Wirtschaftszweig der Union, an­
deren ihr bekannten Herstellern in der Union sowie ihr bekann­
ten Einführern und Verwendern Fragebogen zusenden, um die 
Informationen einzuholen, die sie für ihre Untersuchung benö­
tigt. Diese Informationen sollten zusammen mit den entspre­
chenden Nachweisen innerhalb der unter Nummer 6 Buchsta- 
be a gesetzten Frist bei der Kommission eingehen. 

b) Einholung von Informationen und Anhörungen 

Alle interessierten Parteien werden hiermit gebeten, ihren Stand­
punkt unter Vorlage sachdienlicher Nachweise darzulegen und 
gegebenenfalls auch Informationen vorzulegen, die über den 
Fragebogen hinausgehen. Diese Informationen müssen zusam­
men mit den entsprechenden Nachweisen innerhalb der unter 
Nummer 6 Buchstabe a gesetzten Frist bei der Kommission 
eingehen. 

Die Kommission kann interessierte Parteien außerdem hören, 
sofern die Parteien dies beantragen und nachweisen, dass be­
sondere Gründe für ihre Anhörung sprechen. Dieser Antrag ist 
innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe b gesetzten Frist zu 
stellen. 

6. Fristen 

a) Kontaktaufnahme sowie Übermittlung der beantworteten Fragebo­
gen und sonstiger Informationen 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle interessierten 
Parteien innerhalb von 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union mit der 
Kommission Kontakt aufnehmen, ihren Standpunkt darlegen 
sowie die beantworteten Fragebogen und sonstige Informatio­
nen übermitteln, wenn diese Angaben bei der Untersuchung 
berücksichtigt werden sollen. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die Wahrnehmung der meisten in der Grundverordnung ver­
ankerten Verfahrensrechte voraussetzt, dass sich die betreffende 
Partei innerhalb der vorgenannten Frist meldet. 

b) Anhörungen 

Innerhalb derselben Frist von 37 Tagen können alle interessier­
ten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung durch die Kom­
mission stellen. 

7. Schriftliche Beiträge, Übermittlung ausgefüllter Fragebo­
gen und Schriftwechsel 

Alle von interessierten Parteien übermittelten schriftlichen Bei­
träge, die vertraulich behandelt werden sollen, darunter auch die 
in dieser Bekanntmachung angeforderten Informationen, aus­
gefüllte Fragebogen und Schreiben, müssen den Vermerk „Limi­
ted“ (zur eingeschränkten Verwendung) ( 1 ) tragen. 

Interessierte Parteien, die Informationen mit dem Vermerk „Li­
mited“ übermitteln, müssen nach Artikel 19 Absatz 2 der 
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vor­
legen, die den Vermerk „For inspection by interested parties“ 
(zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trägt. Diese Zu­
sammenfassungen sollten so ausführlich sein, dass sie ein an­
gemessenes Verständnis des wesentlichen Inhalts der vertrauli­
chen Informationen ermöglichen. Legt eine interessierte Partei, 
die vertrauliche Informationen übermittelt, hierzu keine nicht­
vertrauliche Zusammenfassung im vorgeschriebenen Format 
und in der vorgeschriebenen Qualität vor, so können diese ver­
traulichen Informationen unberücksichtigt bleiben. 

Die interessierten Parteien werden gebeten, alle Beiträge und 
Anträge elektronisch (die nichtvertraulichen Beiträge per E-Mail, 
die vertraulichen auf CD-R/DVD) unter Angabe ihres Namens, 
ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Faxnummer zu 
übermitteln. Vollmachten und unterzeichnete Bescheinigungen, 
die den beantworteten Fragebogen beigefügt werden, oder ihre 
aktualisierten Fassungen müssen jedoch auf Papier entweder per 
Post an die untenstehende Adresse übermittelt oder persönlich 
dort abgegeben werden. Kann eine interessierte Partei ihre Bei­
träge und Anträge aus den in Artikel 18 Absatz 2 der Grund­
verordnung genannten Gründen nicht elektronisch übermitteln, 
muss sie die Kommission hierüber unverzüglich in Kenntnis 
setzen. Weiterführende Informationen zum Schriftwechsel mit 
der Kommission können die interessierten Parteien der entspre­
chenden Webseite des Internet-Auftritts der Generaldirektion 
Handel entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair- 
trade/trade-defence/ 

Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 04/092 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22956505 
E-Mail: TRADE-AD-PSC-WIRES@EC.EUROPA.EU 

8. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforder­
lichen Informationen oder erteilt diese nicht fristgerecht oder 
behindert die Untersuchung erheblich, so können nach 
Artikel 18 der Grundverordnung vorläufige oder endgültige po­
sitive oder negative Feststellungen auf der Grundlage der ver­
fügbaren Informationen getroffen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so werden diese In­
formationen nicht berücksichtigt; stattdessen können nach 
Artikel 18 der Grundverordnung die verfügbaren Informationen 
zugrunde gelegt werden. Arbeitet eine interessierte Partei nicht 
oder nur eingeschränkt mit und werden deshalb die verfügbaren 
Informationen zugrunde gelegt, so kann dies zu einem Ergebnis 
führen, das für diese Partei ungünstiger ist, als wenn sie mit­
gearbeitet hätte.
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9. Zeitplan für die Untersuchung 

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Unter­
suchung innerhalb von 15 Monaten nach Veröffentlichung die­
ser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abge­
schlossen. 

10. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezoge­
nen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 
2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen 
der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr ( 1 ) verarbeitet. 

11. Anhörungsbeauftragter 

Gelangt eine interessierte Partei zu der Auffassung, dass sie ihre 
Verteidigungsrechte nicht angemessen wahrnehmen kann, so 
hat sie die Möglichkeit, sich an den Anhörungsbeauftragten 
der Generaldirektion Handel zu wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den Kommis­
sionsdienststellen und bietet, falls erforderlich, die Vermittlung 
in verfahrenstechnischen Fragen an, die den Schutz ihrer Inte­
ressen in diesem Verfahren berühren; dies gilt insbesondere für 
die Akteneinsicht, die Vertraulichkeit, die Verlängerung von Fris­
ten und die Behandlung schriftlicher und/oder mündlicher Stel­
lungnahmen. Weiterführende Informationen und die Kontakt­
daten sind den Webseiten des Anhörungsbeauftragten der Ge­
neraldirektion Handel zu entnehmen: (http://ec.europa.eu/trade/ 
tackling-unfair-trade/hearing-officer/index_en.htm).
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